
 
Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
für ein Gesetz zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen  
und Krankenhausträgern durch ein Kommunalinvestitionsprogramm  
und zur Änderung von Rechtsvorschriften 
 
 
 
A. Problem 

 Zwar entwickelten sich die Ausgaben der Kommunen für Bautätigkeiten durch das Hessi-
sche Sonderinvestitionsprogramm sowie das Zukunftsinvestitionsprogramm in den Jahren 
2009 bis 2011 zunächst positiv und diese Wirkung dauerte auch im Jahr 2012 noch an. 
Seit 2013 sind die Ausgaben der Kommunen für Bautätigkeiten aber wieder rückläufig 
und haben im Jahr 2014 teilweise erneut einen Einbruch erlebt, sodass diese zum Teil 
unter den Werten des Jahres 2008 liegen. Gerade finanzschwachen Kommunen fällt die 
Finanzierung von Investitionen häufig nicht leicht, wodurch eine Verfestigung von regio-
nalen Disparitäten zu befürchten ist. Bei einigen, insbesondere finanzschwachen, Kom-
munen konnte selbst durch die Konjunkturprogramme des Landes und des Bundes der 
Jahre 2009 bis 2011 der zuvor vorhandene Investitionsstau nicht vollständig abgebaut 
werden. Aber nicht nur von finanz- und strukturschwachen Kommunen werden Investiti-
ons- und Instandhaltungsstaus beklagt. So liegen die hessischen Kommunen insgesamt 
mit dem Investitionsbetrag je Einwohner im Jahr 2013 unterhalb des Durchschnitts der 
Flächenländer und das Investitionsniveau pro Einwohner hat den niedrigsten Wert seit 
2004 erreicht. Mit einem zusätzlichen Landesprogramm sollen alle hessischen Kommu-
nen in die Lage versetzt werden, ihre Infrastruktur in dem zur dauerhaften Aufgabener-
füllung erforderlichen Umfang instand zu halten, zu sanieren, aus- oder zurückzubauen.  

 
 Zudem soll der bei einigen hessischen Krankenhäusern bestehende Investitionsstau abge-

baut werden.  
 
 Die hessischen Kommunen belastet derzeit die Aufnahme von Flüchtlingen organisato-

risch, personell und finanziell stark. Die Bereitschaft der hessischen Kommunen zur 
Aufnahme soll von Landesseite durch die Förderung der Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum und Unterkünften zur Unterbringung von Flüchtlingen unterstützt werden. 
Zudem haben die Fraktionen erkannt, dass sich in den Kommunen, auf deren Gebiet ein 
Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird, ein höherer Investitionsbe-
darf durch die zusätzlichen Herausforderungen vor Ort ergeben kann. 

 
B. Lösung 

 Umsetzung des Kommunalen Investitionsprogramms (KIP). 
 
 Das Investitionsprogramm des Landes, welches das Kommunalinvestitionsförderpro-

gramm des Bundes aufgreift und ergänzt, ist darauf ausgerichtet, die Investitionstätigkeit 
insbesondere der finanzschwachen Kommunen langfristig und nachhaltig zu fördern und 
diese bei den notwendigen investiven Weichenstellungen für die Zukunft zu unterstützen. 
Indem in einem bestimmten Umfang die Anschaffung geringwertiger Wirtschaftsgüter 
und kleinere Instandhaltungsmaßnahmen gefördert werden, kann es kurzfristig positive 
Wirkungen entfalten. Zudem können auch bereits veranschlagte und sogar schon im 
zweiten Halbjahr 2015 begonnene Maßnahmen gefördert werden. 

 
 Mit dem Förderschwerpunkt Krankenhausinfrastruktur soll der Investitionsstau im Be-

reich einiger hessischer Krankenhäuser überwunden werden. 
 
 Mit der Förderung der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und Unterkünften zur 

Unterbringung von Flüchtlingen stärkt das Land gezielt die positive Bereitschaft der hes-
sischen Kommunen zur Neuaufnahme von Flüchtlingen und entlastet die Haushalte der 
aufnahmebereiten Kommunen finanziell. Um einem sich durch die zusätzlichen Heraus-
forderungen ergebenden gesteigerten Investitionsbedarf in den Kommunen, auf deren 
Gebiet ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird, Rechnung zu tra-
gen, ist diesen ein zusätzliches Förderkontingent vorbehalten. 
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C. Befristung 

 Das KIP (Art. 1) soll bis zum 31. Dezember 2050 befristet werden. Eine kürzere Befris-
tung des Gesetzes ist nicht sinnvoll, da die Darlehen der Wirtschafts- und Infrastruktur-
bank Hessen (WIBank) im Rahmen des KIP eine Laufzeit von bis zu 30 Jahren haben 
und die Leistungen des Landes in diesem Zusammenhang (anteilige Tilgung der Darlehen 
sowie teilweise auch Zinsdienst) sich über diesen Zeitraum erstrecken. Auch aufgrund 
der Rückforderungsmöglichkeit nach Art. 1 § 7 Abs. 2 bedarf es einer Befristung über 
den gesamten Zeitraum. 

 
D. Alternativen 

 Die Umsetzung des Kommunalinvestitionsfördergesetzes des Bundes ohne ein ergänzen-
des Landesprogramm würde nicht alle hessischen Kommunen erreichen. Die Förderfä-
higkeit von Maßnahmen wäre aufgrund der Bundesvorgaben stark eingeschränkt. Mittel 
für kleinere Instandhaltungsmaßnahmen und die Anschaffung von geringwertigen Wirt-
schaftsgütern könnten nicht bewilligt werden. Die Krankenhausinfrastruktur könnte we-
gen des Erfordernisses der Finanzschwäche der Belegenheitskommune nicht zielgerichtet 
gefördert werden. Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und Wohnungen zur 
Unterbringung von Flüchtlingen wäre nach den Bundesvorgaben allenfalls in besonderen 
Ausnahmefällen förderfähig, nicht jedoch wie im Landesprogramm vorgesehen in ganz 
Hessen. Kommunen, auf deren Gebiet ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen 
betrieben wird, könnten nicht individuell gefördert werden. 

 
E. Finanzielle Mehraufwendungen 

 1.  Auswirkungen auf die Liquiditäts- oder Ergebnisrechnung  

  Das Kommunale Investitionsprogramm umfasst ein Gesamtvolumen von insgesamt 
1.027.504.500 Euro. Davon entfallen 317.138.500 Euro auf weitergeleitete Bundesmit-
tel, die den Landeshaushalt nicht belasten. Die übrigen Förderkontingente sollen im 
Rahmen eines Darlehensprogramms über die WIBank zur Verfügung gestellt werden.  

  35.366.000 Euro beträgt die Komplementärfinanzierung des Bundesprogramms. Aus 
dem Landeshaushalt wird der anfallende Zinsaufwand für die Darlehenslaufzeit von 
10 Jahren getragen, sodass mit einer Belastung des Haushalts in Höhe von 5,84 Mil-
lionen Euro über die gesamte Laufzeit der Finanzierung zu rechnen ist.  

  Die jährliche Belastung des Landeshaushalts aus dem Landesinvestitionsprogramm 
für Kommunen und Krankenhausträger beträgt für die anteilige Tilgung der Darlehen 
bis zu 11,55 Millionen Euro. Hinzu kommen die Zinsen bzw. die Zinsdiensthilfen für 
diese Darlehen (ohne Landesausgleichsstock), die den Landeshaushalt voraussichtlich 
mit bis zu rund 12,55 Millionen Euro jährlich belasten werden. 

  Für die Übernahme der Zinsen für Darlehen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
und Wohnungen zur Unterbringung von Flüchtlingen wird das Land für die Dauer von 
zehn Jahren voraussichtlich bis zu 6,41 Millionen Euro pro Jahr aufwenden müssen. 

  Durch diese Programme entsteht in der Liquiditätsrechnung des Landes 2015 und 
2016 kein Mehrbedarf, die Zahlungen des Landes fallen ab 2017 an (siehe Nr. 3, Be-
rücksichtigung in der mehrjährigen Finanzplanung).  

  Die Ergebnisrechnung des Landes wird aufgrund des Gesetzes mit einem Verlust in 
Höhe von bis zu 547 Millionen Euro belastet (siehe Nr. 2, Auswirkungen auf die 
Vermögensrechnung).  

 
 2. Auswirkungen auf die Vermögensrechnung 

  Es entsteht eine Verpflichtung zur Passivierung einer Rückstellung in Höhe von bis 
zu 547 Millionen Euro (berechnet auf Basis eines fiktiven Zinssatzes von 3 %, der 
Zinsdiensthilfe von 1 % sowie den Tilgungsleistungen des Landes über die 30 jährige 
Laufzeit der WIBank-Darlehen), die in der Vermögensrechnung des Landes den nicht 
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag entsprechend erhöhen wird. 

 
 3. Berücksichtigung in der mehrjährigen Finanzplanung 

  Das KIP ist in der mittelfristigen Finanzplanung bisher nicht berücksichtigt. Das KIP 
wirkt sich - unter Verwendung der vorstehenden Annahmen - auf die mittelfristige 
Finanzplanung wie folgt aus: 

  
Haushaltsjahr Betrag 

2017 12,8 Mio. Euro 
2018 20,9 Mio. Euro 
2019 27,1 Mio. Euro 
Summe 60,8 Mio. Euro 
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 4. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

 Die Weiterleitung der Bundeszuschüsse, die in dem Darlehensprogramm vorgesehene 
spätere anteilige Übernahme der Tilgungsleistungen sowie die Übernahme der Zinsen 
und ab dem elften Jahr der Refinanzierung die Zinsdiensthilfen entlasten die Zuwen-
dungsempfänger bei der Finanzierung der geförderten Investitionen deutlich. Anderer-
seits kann es in Einzelfällen temporär insbesondere zu einer nicht bezifferbaren Erhö-
hung des Personalaufwandes infolge der Umsetzung des KIP kommen, da Personalkosten 
in dem Programm nicht förderfähig sind. 

 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
 
G. Besondere Auswirkungen auf behinderte Menschen 

 Die Umsetzung des Gesetzes dient in einem Förderbereich des Bundes explizit dazu, 
Barrieren für Menschen mit Behinderung abzubauen. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  
 

Gesetz 
zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen und  

Krankenhausträgern durch ein Kommunalinvestitionsprogramm  
und zur Änderung von Rechtsvorschriften 

 
Vom 

 
 

Artikel 1 
Gesetz zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen und  
Krankenhausträgern durch ein Kommunalinvestitionsprogramm  

(Kommunalinvestitionsprogrammgesetz - KIPG) 
 

§ 1 
Fördervolumen, Finanzierung und Verteilung der Mittel 

 
(1) Zur Stärkung der Investitionstätigkeit gewährt das Land im Rahmen des Hessischen Kom-
munalinvestitionsprogramms den in der Anlage aufgeführten Gemeinden und Landkreisen 
(Kommunen) auf Antrag eine Investitionsförderung bis zur Höhe der dort genannten Beträge 
(Kontingente). Kommunen, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben 
wird, wird eine zusätzliche Investitionsförderung gewährt. Darüber hinaus werden Investitionen 
der Kommunen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und von Unterkünften zur Unter-
bringung von Flüchtlingen gefördert (Programmteil Wohnraum). Zudem gewährt das Land zur 
strukturellen Verbesserung der Krankenhausinfrastruktur ausgewählten Krankenhausträgern für 
prioritäre Maßnahmen eine Investitionsförderung. 
 
(2) Das Hessische Kommunalinvestitionsprogramm umfasst ein Fördervolumen von bis zu  
1 027 504 500 Euro. Es wird finanziert durch die vom Bund nach § 2 des Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetzes vom 24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974, 975) dem Land Hessen zur Verfü-
gung gestellten Finanzhilfen in Höhe von 317 138 500 Euro (Bundeszuschuss) sowie durch Dar-
lehen der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank).  
 
(3) Die Darlehen werden den in der Anlage aufgeführten Kommunen in Höhe von 35 366 000 
Euro als Komplementärfinanzierung im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalinvestitions-
förderungsgesetzes (Programmteil Komplementärfinanzierung Bundesprogramm) und in Höhe 
von 370 000 000 Euro für zusätzliche Maßnahmen zur Verfügung gestellt (Programmteil Kom-
munale Infrastruktur); davon ist ein Kontingent von 25 000 000 Euro für Investitionen von 
Kommunen, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird, vorbehal-
ten. Weitere Darlehen in Höhe von 230 000 000 Euro sind für Maßnahmen nach Abs. 1 Satz 3 
im Programmteil Wohnraum und in Höhe von 75 000 000 Euro für Investitionen in die Kran-
kenhausinfrastruktur (Programmteil Krankenhäuser) vorgesehen.  
 
(4) Der Bundeszuschuss wird nach Maßgabe dieses Gesetzes, des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes, der Verwaltungsvereinbarung nach § 9 Satz 1 des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes sowie einer Förderrichtlinie des Hessischen Ministeriums der Finanzen gewährt. 
Die Darlehen werden nach Maßgabe dieses Gesetzes sowie der Förderrichtlinie des Hessischen 
Ministeriums der Finanzen vergeben. Abweichend von Satz 2 ist bei Darlehen für Investitionen 
in dem Programmteil Wohnraum die Förderrichtlinie des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz sowie in dem Programmteil Krankenhäuser 
die Förderrichtlinie des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration maßgebend. 
 

§ 2 
Darlehensprogramm der WIBank 

 
(1) Das Darlehensprogramm nach § 1 Abs. 2 Satz 2 umfasst ein Volumen von bis zu 
710 366 000 Euro und eine Laufzeit von bis zu 30 Jahren. Das Land bedient sich zur Finanzie-
rung und Umsetzung des Programms der WIBank. Die für die Finanzen zuständige Ministerin 
oder der hierfür zuständige Minister wird ermächtigt, mit der WIBank eine Vereinbarung über 
die Abwicklung des Hessischen Kommunalinvestitionsprogramms zu schließen, die auch die Fi-
nanzhilfen des Bundes nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz umfasst. 
 
(2) Die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes erforderliche 
Komplementärfinanzierung kann auf Antrag der Kommune durch ein Darlehen der WIBank mit 
einer Laufzeit von zehn Jahren sichergestellt werden (Programmteil Komplementärfinanzierung 
Bundesprogramm). Darlehensgeberin ist die WIBank, Darlehensnehmerin ist die Kommune. 
Die Darlehenstilgung obliegt der Kommune. Die Darlehenszinsen trägt das Land. 
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(3) Auf Antrag werden den Kommunen und Krankenhausträgern Darlehen für Investitionen mit 
einer Laufzeit von bis zu 30 Jahren zur Verfügung gestellt (Programmteile Kommunale Infra-
struktur und Krankenhäuser). Die Tilgung der Darlehen erfolgt im Programmteil Kommunale 
Infrastruktur zu vier Fünfteln durch das Land und zu einem Fünftel durch die Kommunen und 
im Programmteil Krankenhäuser zu zwei Dritteln durch das Land und zu einem Drittel durch 
die Krankenhausträger. Die Darlehenszinsen für die ersten zehn Jahre der Finanzierung trägt 
das Land. Ab dem elften Jahr tragen die Kommunen oder die Krankenhausträger die Zinsen. 
Vom elften bis zwanzigsten Jahr gewährt das Land den Kommunen oder den Krankenhausträ-
gern auf Antrag eine Zinsdiensthilfe in Höhe von einem Prozentpunkt. Bei einem Zinssatz von 
weniger als einem Prozent ist die Zinsdiensthilfe auf den tatsächlichen Zinssatz begrenzt. Für 
die Finanzierung vom elften bis zwanzigsten Jahr kann den Kommunen eine zusätzliche Zins-
diensthilfe aus dem Landesausgleichstock nach § 58 Abs. 4 des Finanzausgleichgesetzes vom 
23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes], in Höhe von einem weiteren Prozentpunkt gewährt werden. 
Satz 6 gilt entsprechend. 
 

§ 3 
Darlehen für Investitionen im Programmteil Wohnraum 

 
Die Laufzeit der Darlehen im Programmteil Wohnraum beträgt bis zu 30 Jahre. Darlehensgebe-
rin ist die WIBank, Darlehensnehmer ist die Kommune oder der kommunalersetzende Maßnah-
menträger. Die Darlehenstilgung obliegt der Kommune oder dem kommunalersetzenden Maß-
nahmenträger. Die Darlehenszinsen für die ersten zehn Jahre der Finanzierung trägt das Land. 
Ab dem elften Jahr trägt die Kommune oder der kommunalersetzende Maßnahmenträger die 
Zinsen. 
 

§ 4 
Fördervoraussetzungen 

 
(1) Die Finanzhilfen des Bundes sind für Investitionen nach § 3 des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes zu verwenden; dasselbe gilt für die Darlehen nach § 1 Abs. 3 Satz 1 im Pro-
grammteil Komplementärfinanzierung Bundesprogramm. 
 
(2) Darlehen für zusätzliche Maßnahmen nach § 1 Abs. 3 Satz 1 im Programmteil Kommunale 
Infrastruktur sind in folgenden Bereichen zu verwenden: 

a) Investitionen in Ganztagsschulen (Pakt für den Nachmittag), 

b) sonstige Bildungsinfrastrukturinvestitionen, 

c) Verbesserung der Mobilität (insbesondere Instandhaltung und Sanierung von Straßen und 
Fußgängerwegen, Neuerrichtung, Instandhaltung und Sanierung von Radwegen, Verbes-
serungen im öffentlichen Personennahverkehr, Elektromobilität, Herstellung der Barrie-
refreiheit), 

d) Breitbandausbau in der Informationstechnologie, 

e) sonstige kommunale Infrastrukturinvestitionen. 

Bis zu 20 Prozent der Darlehen im Programmteil Kommunale Infrastruktur können für kleinere 
Instandhaltungsmaßnahmen und Anschaffungen in Anspruch genommen werden (Pauschalmittel). 
 
(3) Einrichtungen, die durch Gebühren oder Beiträge vollständig zu finanzieren sind, werden 
nicht gefördert. 
 
(4) Darlehen für Maßnahmen nach § 1 Abs. 3 Satz 2 im Programmteil Wohnraum sind zur 
Schaffung, einschließlich der Modernisierung, von bezahlbarem Wohnraum und von Unterkünf-
ten zur Unterbringung von Flüchtlingen, im Programmteil Krankenhäuser für Investitionen in 
die Krankenhausinfrastruktur zu verwenden. 
 
(5) Die Maßnahmen müssen nach dem 30. Juni 2015 begonnen werden. Maßnahmen, die aus 
dem Bundesprogramm finanziert werden, müssen bis zum 31. Dezember 2018 vollständig ab-
genommen und im Jahr 2019 vollständig abgerechnet sein. Maßnahmen, die aus dem Landes-
programm finanziert werden, müssen bis zum 30. Juni 2019 vollständig abgenommen sein. Dies 
gilt nicht für den Programmteil Wohnraum, in dem nur der Maßnahmenbeginn bis zum 31. De-
zember 2018 erfolgen muss. 
 
(6) Die Förderung erfolgt trägerneutral. Finanzierungsanteile Dritter mindern die förderfähigen 
Kosten. 
 
(7) Eine Kombination der Investitionsförderung aus dem Bundes- oder Landesprogramm mit 
anderen Förderprogrammen des Landes, des Bundes oder der Europäischen Union ist nicht zu-
lässig. Dies gilt nicht für den Programmteil Wohnraum. § 4 des Kommunalinvestitionsförde-
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rungsgesetzes und § 24 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 vom 21. De-
zember 2010 (GVBl. I S. 587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 
298), bleiben unberührt.  
 

§ 5 
Bewilligungsverfahren 

 
(1) Bewilligungsstelle für Darlehen im Programmteil Krankenhäuser ist das für Soziales zustän-
dige Ministerium, für Darlehen im Programmteil Wohnraum das für das Wohnungswesen zu-
ständige Ministerium, im Übrigen das für Finanzen zuständige Ministerium. Die Bewilligungs-
stelle kann ihre Befugnisse auf Dritte übertragen. 
 
(2) Antragssteller sind die Kommunen, im Programmteil Wohnraum zusätzlich die kommunal-
ersetzenden Maßnahmenträger und im Programmteil Krankenhäuser die Krankenhausträger. 
 
(3) Anträge auf Investitionsförderung sind bei der Bewilligungsstelle in schriftlicher und elek-
tronischer Form bis zum 30. Juni 2016 nach einem vorgegebenen Muster zu stellen. Form und 
Frist gelten nicht für den Programmteil Wohnraum. Die Bewilligungsstelle teilt den Antragstel-
lern mit, wenn Bedenken gegen die Förderung einer Maßnahme bestehen. Die Antragsteller 
sind für die Einhaltung der Fördervoraussetzungen verantwortlich. 
 
(4) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung oder Abschluss eines Darlehens für 
eine bestimmte Maßnahme besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach pflichtgemä-
ßem Ermessen und auf Grundlage der in der Anlage festgelegten Kontingente. 
 

§ 6 
Verwendungsnachweis 

 
Die zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel ist für jede Maßnahme durch die Kommu-
ne, den kommunalersetzenden Maßnahmenträger oder den Krankenhausträger innerhalb von sechs 
Monaten nach Abschluss der Maßnahme nachzuweisen. Das Nähere regeln die Förderrichtlinien. 
Die Frist gilt nicht für den Programmteil Wohnraum. Das Nähere regeln die Förderrichtlinien. 
 

§ 7 
Rückforderung und erneute Bereitstellung von Fördermitteln 

 
(1) Fördermittel, die von einer Kommune nicht in Anspruch genommen werden, können abwei-
chend von der in der Anlage geregelten Verteilung durch die Bewilligungsstelle neu bereitge-
stellt werden. 
 
(2) Soweit bei einer Maßnahme Fördermittel nicht zweckentsprechend verwendet worden sind, 
werden die Finanzhilfen des Bundes und die Darlehen zurückgefordert. Dasselbe gilt bei Über-
schreiten der Förderquote des Bundes nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes in Höhe von 90 Prozent der förderfähigen Kosten bezogen auf die einzelne Maß-
nahme. Zurückgezahlte Fördermittel können für andere im jeweiligen Kontingent förderfähige 
Maßnahmen erneut angefordert und verwendet werden. 
 
(3) Zurückzuzahlende Fördermittel sind zu verzinsen. Der Zinssatz bestimmt sich nach dem je-
weiligen Darlehenszinssatz der WIBank. Abweichend hiervon gilt hinsichtlich zurückzuzahlen-
der Bundeszuschüsse der Zinssatz für Kredite des Bundes zur Deckung von Ausgaben, den das 
Bundesministerium der Finanzen jeweils durch Rundschreiben an die obersten Bundesbehörden 
bekannt gibt; er beträgt jedoch mindestens 0,1 Prozent jährlich. Die weiteren Kosten trägt die 
Kommune oder der Krankenhausträger. 
 

§ 8 
Berichts- und Nachweispflichten 

 
Die Kommunen, die kommunalersetzenden Maßnahmenträger und Krankenhausträger haben 
über die geförderten Investitionsvorhaben sowie über die abgeschlossenen Maßnahmen zu be-
richten. Das Nähere regeln die Förderrichtlinien. 
 

§ 9 
Anwendbarkeit von Vorschriften des Finanzausgleichsgesetzes 

 
§ 41 des Finanzausgleichgesetzes in der Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I S. 310), aufgeho-
ben durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), findet in den Programmteilen Kranken-
häuser und Wohnraum keine Anwendung; dasselbe gilt im Programmteil Kommunale Infra-
struktur bei der Verteilung des Kontingents, das für Investitionen von Kommunen vorbehalten 
ist, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird. 
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§ 10 
Anwendbarkeit von Vorschriften der Hessischen Gemeindeordnung 

 
(1) Abweichend von § 103 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 
März 2015 (GVBl. S. 158, 188), dürfen auch Erhaltungsmaßnahmen und Anschaffungen unab-
hängig von der Höhe der Kosten mit Darlehen aufgrund dieses Gesetzes finanziert und wie In-
vestitionen im Finanzhaushalt gebucht werden. Abweichend von den allgemeinen Abschrei-
bungsregeln können Investitionen, die im Programmteil Kommunale Infrastruktur finanziert 
werden, über die Laufzeit der Darlehen abgeschrieben werden.  
 
(2) Die Kreditaufnahmen der Kommunen im Rahmen dieses Gesetzes gelten nach § 94 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. b der Hessischen Gemeindeordnung in der Haushaltssatzung als festgesetzt 
und nach § 103 Abs. 2 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung als genehmigt. 
 

§ 11 
Prüfungsrechte der Rechnungshöfe 

 
Die Prüfungsrechte des Hessischen Rechnungshofes, des Präsidenten des Hessischen Rech-
nungshofes - Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften - und des Bundesrechnungsho-
fes bleiben unberührt.  
 

§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2050 außer Kraft. 
 
 

Artikel 2 
Änderung des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes 

 
§ 9 des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes vom … [einfügen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes] wird wie folgt gefasst: 
 

"§ 9 
Anwendbarkeit von Vorschriften des Finanzausgleichsgesetzes 

 
§ 56 des Finanzausgleichgesetzes vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298) findet in den Programmtei-
len Krankenhäuser und Wohnraum keine Anwendung; dasselbe gilt im Programmteil Kommu-
nale Infrastruktur bei der Verteilung des Kontingents, das für Investitionen von Kommunen 
vorbehalten ist, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird." 
 
 

Artikel 31 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

 
Das Finanzausgleichgesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298) wird wie folgt geändert: 

1. In § 13 Abs. 2 Nr. 1 werden nach der Angabe "(GVBl. I S. 92)" ein Komma und die 
Angabe "zuletzt geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle dieses Gesetzes]" eingefügt. 

2. In § 51 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "§ 37" durch "§ 31" und die Angabe "1. Juli 
2014 (GVBl. S. 154)" durch "… [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses 
Gesetzes]" ersetzt. 

3. In § 52 Satz 1 wird die Angabe "28. März 2015 (GVBl. S. 158)" durch "… [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" ersetzt. 

4. In § 53 Abs. 1 wird die Angabe " 28. März 2015 (GVBl. S. 158)" durch "… [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" ersetzt. 

5. § 58 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach der Angabe "(GVBl. S. 128)" werden ein Komma und die Angabe "zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Ge-
setzes]," eingefügt. 

  

                                                   
1 Ändert FFN 41-16 
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 b) Folgender Satz wird angefügt: 

 "Des Weiteren können Zuweisungen für Zinsdiensthilfen nach Maßgabe des § 2 Abs. 3 
Satz 7 und 8 des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes … [einfügen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes] gewährt werden." 

6. In § 62 Abs. 2 wird die Angabe "Verordnung vom 16. März 2015 (GVBl. S. 143)" 
durch "Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" 
ersetzt. 

 
 

Artikel 42 
Änderung des Gesetzes über den Landeswohlfahrtsverband Hessen 

 
In § 14 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über den Landeswohlfahrtsverband Hessen vom 7. Mai 1953 
(GVBl. S. 93), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), werden nach 
der Angabe "(GVBl. S. 298)" ein Komma und die Angabe "geändert durch Gesetz vom … [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]," eingefügt. 
 
 

Artikel 53 
Änderung des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main 

 
In § 18 Satz 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main vom 8. März 2011 
(GVBl. I S. 153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), werden 
nach der Angabe (GVBl. S. 298)" ein Komma und die Angabe "geändert durch Gesetz vom … 
[einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" eingefügt. 
 
 

Artikel 64 
Änderung der Hessischen Landkreisordnung 

 
In § 53 Abs. 2 Satz 1 der Hessischen Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), 
werden nach der Angabe "(GVBl. S. 298)" ein Komma und die Angabe "geändert durch Gesetz 
vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" eingefügt. 
 
 

Artikel 75 
Änderung des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 

 
In § 31 Satz 1 des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 vom 21. Dezember 2010 (GVBl. I S. 
587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), wird die Angabe "§ 38 
des Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I S. 310), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 27. Juni 2013 (GVBl. S. 446)" durch "§ 51 des Finanzausgleichsgeset-
zes vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]" ersetzt. 
 
 

Artikel 86 
Änderung der Hessischen Ausführungsverordnung  

zum Gemeindefinanzreformgesetz 
 
Die Hessische Ausführungsverordnung zum Gemeindefinanzreformgesetz vom 11. März 1998 
(GVBl. I S. 87, 204), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden nach der Angabe "(GVBl. S. 298)" ein Komma und die Angabe "geändert 
durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]," 
eingefügt. 

2. In § 3 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe "§ 46a" durch "§ 62" ersetzt. 
 
 
 

                                                   
2 Ändert FFN 300-5 
3 Ändert FFN 330-48 
4 Ändert FFN 332-1 
5 Ändert FFN 351-84 
6 Ändert FFN 41-22 
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Artikel 97 
Änderung des Hessischen Sonderinvestitionsprogrammgesetzes 

 
In § 7 des Hessischen Sonderinvestitionsprogrammgesetzes vom 9. März 2009 (GVBl. I S. 92), 
geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), werden nach der Angabe "(GVBl. S. 
298)" ein Komma und die Angabe "geändert durch Gesetz vom … [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes]," eingefügt. 
 
 

Artikel 108 
Änderung des Schutzschirmgesetzes 

 
In § 1 Abs. 4 Satz 1 des Schutzschirmgesetzes vom 14. Mai 2012 (GVBl. S. 128), geändert durch 
Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), werden nach der Angabe "§ 58 Abs. 4" die Angabe 
"Satz 1" und nach der Angabe "(GVBl. S. 298)" ein Komma und die Angabe "geändert durch Ge-
setz vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes]," eingefügt. 
 
 

Artikel 11 
Zuständigkeitsvorbehalt 

 
Soweit durch Art. 8 dieses Gesetzes eine Rechtsverordnung geändert wird, bleibt die Befugnis 
der zuständigen Stelle, die Verordnung künftig zu ändern oder aufzuheben, unberührt. 
 
 

Artikel 12 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die 
Artikel 2 bis 11 am 1. Januar 2016 in Kraft.  
 
  

                                                   
7 Ändert FFN 41-39 
8 Ändert FFN 41-40 
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Begründung 
 
 
Allgemeines 
 
Zwar entwickelten sich die Ausgaben der Kommunen für Bautätigkeiten durch das Hessische 
Sonderinvestitionsprogramm sowie das Zukunftsinvestitionsprogramm des Bundes in den Jahren 
2009 bis 2011 zunächst positiv und diese Wirkung dauerte auch im Jahr 2012 noch an. Seit 
2013 sind die Ausgaben der Kommunen für Bautätigkeiten aber wieder rückläufig und haben im 
Jahr 2014 teilweise erneut einen Einbruch erlebt, sodass diese zum Teil unter den Werten des 
Jahres 2008 liegen (vgl. Hessische Gemeindestatistik des Hessischen Statistischen Landesamts - 
HSL - der Jahre 2008 bis 2014, Bauausgaben). Gerade finanzschwachen Kommunen fällt die 
Finanzierung von Investitionen häufig nicht leicht, wodurch eine Verfestigung von regionalen 
Disparitäten zu befürchten ist. Bei einigen, insbesondere finanzschwachen Kommunen konnte 
selbst durch die Konjunkturprogramme des Landes und des Bundes der Jahre 2009 bis 2011 der 
zuvor vorhandene Investitionsstau nicht vollständig abgebaut werden. 
 
Der Bund hat mit dem "Gesetz zur Förderung finanzschwacher Kommunen" (Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetz - KInvFG) auf Bundesebene die Förderung der Investitionstätigkeit fi-
nanzschwacher Kommunen in den Blickpunkt genommen. Von dem gebildeten Sondervermögen 
des Bundes in Höhe von 3,5 Milliarden Euro entfällt auf das Land Hessen ein Anteil von 
317.138.500 Euro.  
 
Die Förderbereiche des KInvFG sind insbesondere vor dem Hintergrund der grundgesetzlich 
normierten Gesetzgebungskompetenz des Bundes bestimmt. Zudem ist das Bundesprogramm auf 
finanzschwache Kommunen beschränkt. 
 
Mit der Neuauflage eines zusätzlichen Landesprogramms in bemerkenswertem Umfang geht 
Hessen im Hinblick auf die Förderbarkeit von Maßnahmen und den Kreis der Antragsberechtig-
ten deutlich über das Bundesprogramm hinaus. Denn nicht nur von finanz- und strukturschwa-
chen Kommunen werden Investitions- und Instandhaltungsstaus beklagt. Der Hessische Städte-
tag nannte in seiner schriftlichen Stellungnahme zum Gesetzesentwurf des Gesetzes zur Neure-
gelung der Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen (Ausschussvorlage HHA/19/10 
vom 8. Juni 2015, S. 34) den Investitionsstau ebenfalls als eine der großen Sorgen seiner Mit-
glieder. So liegen die hessischen Kommunen insgesamt mit dem Investitionsbetrag je Einwohner 
im Jahr 2013 unterhalb des Durchschnitts der Flächenländer und das Investitionsniveau pro 
Einwohner hat den niedrigsten Wert seit 2004 erreicht (vgl. Kommunalbericht 2014 des Präsi-
denten des hessischen Rechnungshofes - Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften, 
Sechsundzwanzigster Zusammenfassender Bericht, S. 34 f.) Mit einem zusätzlichen Landespro-
gramm sollen alle hessischen Kommunen in die Lage versetzt werden, ihre Infrastruktur in dem 
zur dauerhaften Aufgabenerfüllung erforderlichen Umfang instand zu halten, zu sanieren, aus- 
oder zurückzubauen (Programmteil Kommunale Infrastruktur im Landesprogramm). Eine be-
sondere Förderung im Rahmen des Programmteils kommunale Infrastruktur erhalten Kommu-
nen, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird, da sich durch die 
zusätzlichen Herausforderungen vor Ort ein höherer Investitionsbedarf ergeben kann. Die För-
derbereiche, die im Bundesprogramm stark eingeschränkt sind, oder Bereiche, die durch dieses 
nicht abgedeckt werden, sollen ergänzend durch das Landesprogramm gefördert und sinnvoll 
mit dem Bundesprogramm verzahnt werden, um so den hessischen Kommunen mehr Flexibilität 
bei der Planung und Auswahl der Maßnahmen zu geben. Zudem verstärken die Erhöhung der 
Förderkontingente und das Angebot der Komplementärfinanzierung des Eigenanteils im Rahmen 
des Bundesprogramms die beabsichtigte Wirkung - die Beseitigung des Investitions- und In-
standhaltungsstaus bei finanzschwachen Kommunen - deutlich. 
 
Dass ein weit ausgestaltetes Landesprogramm die Kommunen auch bei der Einhaltung der zum 
Teil sehr eng gefassten Bundeförderbereiche unterstützen kann und sich beide Programme sinn-
voll ergänzen, zeigen die folgenden Beispiele: 
 
Die Bundesförderung für die energetische Sanierung der Schul- oder sonstigen Infrastruktur muss 
auf diesen Aspekt beschränkt bleiben, wie z.B. bei der Anbringung eines Wärmedämmverbund-
systems. Eine zusätzliche Funktionsverbesserung z.B. durch eine Veränderung der Raumauftei-
lung, Schaffung der Barrierefreiheit, eine Brandschutz- oder grundhafte Sanierung des Gebäudes 
ist im Bundesprogramm nicht förderfähig. Hier setzt das Landesprogramm an und ermöglicht den 
Kommunen eine sinnvolle Ergänzung energetischer Sanierungsmaßnahmen um weitere Kompo-
nenten, die in getrennten Bauabschnitten umgesetzt und abgerechnet werden können. 
 
Auch im Förderbereich Lärmbekämpfung (insbesondere bei Straßen, ohne Schutz vor verhal-
tensbezogenem Lärm) ist es für die Kommunen vorteilhaft, wenn sie nicht nur die im Bundes-
programm geförderte Lärmschutzmaßnahme wie z.B. die Errichtung einer Lärmschutzwand 
oder das Aufbringen von Flüsterasphalt umsetzen, sondern auch die Instandhaltung oder Neuge-
staltung der Fuß- und Radwege, die Umgestaltung einer Ampelkreuzung in einen Verkehrskrei-
sel oder die Sanierung eines Brückenbauwerks oder einer Mauer mit erledigen können. Die Ab-
rechnung erfolgt nach den einzelnen Programmen getrennt. 
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Mit den Förderschwerpunkten "Krankenhausinfrastruktur" (Programmteil Krankenhäuser) und 
"Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und von Unterkünften zur Unterbringung von Flücht-
lingen" (Programmteil Wohnraum) greift das Land zudem zwei Förderbereiche auf, die im 
Rahmen des Bundesprogramms nicht sinnvoll oder überhaupt nicht umsetzbar sind; denn im 
Landesprogramm wird die Antragsberechtigung nicht auf finanzschwache Kommunen be-
schränkt. Der Programmteil Wohnraum soll auch alternative Wohnformen fördern, wie z.B. die 
Errichtung von Wohnungen für Studenten, kinderreiche Familien und die Unterbringung unbe-
gleiteter minderjähriger Flüchtlinge. Der Programmteil dient zudem der Unterstützung von 
Haushalten, die sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen können. 
 
Das Landesprogramm ist darauf ausgerichtet, die Investitionstätigkeit der Kommunen und 
Krankenhausträger langfristig und nachhaltig zu fördern und diese bei den notwendigen investi-
ven Weichenstellungen für die Zukunft zu unterstützen. Indem in einem bestimmten Umfang die 
Anschaffung geringwertiger Wirtschaftsgüter und kleinere Instandhaltungsmaßnahmen der 
Kommunen gefördert werden, kann es schon kurzfristig positive Wirkungen entfalten. Zudem 
können auch bereits veranschlagte und sogar schon im zweiten Halbjahr 2015 begonnene Maß-
nahmen gefördert werden. 
 
Schließlich dient der Gesetzesentwurf der Umsetzung des Bundesprogramms nach dem KInvFG in 
Hessen; er regelt die vollständige pauschale Weiterleitung der Mittel an die finanzschwachen 
Kommunen und schafft die rechtlichen Voraussetzungen. Mit nur 10 Prozent Eigenanteil greift das 
Land für diese Kommunen den nach dem Bundesprogramm günstigsten Verteilungsmaßstab auf. 
 
 
Zu den Vorschriften im Einzelnen 
 
Zu Art. 1 
 
Zu § 1 
Das Gesamtfördervolumen nach diesem Gesetz beträgt 1.027.504.500 Euro. Ausgehend von 
den auf das Land Hessen entfallenden Finanzhilfen des Bundes in Höhe von 317.138.500 Euro 
sieht das Gesetz mehr als eine Verdoppelung des Fördervolumens für die kommunale Infra-
struktur auf 722.504.500 Euro vor. Darin enthalten ist auch die Komplementärfinanzierung im 
Bundesprogramm. Zusätzlich stehen 75 Millionen Euro für den Programmteil Krankenhäuser 
und 230 Millionen Euro für den Programmteil Wohnraum zur Verfügung. Damit wird das För-
dervolumen des Bundesprogramms durch dieses Gesetz rund verdreifacht.  

Die Fördermittel werden grundsätzlich im Wege der Kontingentierung vergeben, mit Ausnahme 
des Programmteils Wohnraum. Die Finanzhilfen des Bundes werden vollständig an die Kom-
munen weitergeleitet. 

Die Vorschrift sieht in Abs. 1 die Benennung der antragsberechtigten Kommunen sowie die Auf-
teilung der Förderkontingente aus beiden Programmen vor. Antragsberechtigt im Bundespro-
gramm sind die finanzschwachen Kommunen. Die Finanzschwäche ermittelt sich anhand eines 
dreistufigen Verfahrens unter Berücksichtigung einer unterdurchschnittlichen Steuereinnahmekraft, 
überdurchschnittlicher Arbeitslosenzahlen nach § 16 Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) so-
wie eines Ausschlusses der Kommunen, die innerhalb eines Dreijahreszeitraums der Jahre 2012 
bis 2014 in allen drei Jahren abundant waren. Für die beiden zuerst genannten Kriterien werden 
zum besseren Vergleich der Kommunen untereinander sieben kommunale Gruppen gebildet (ana-
log der Gruppen im Rahmen der Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs - KFA 2016). 
Zum Ausgleich etwaiger singulärer Effekte wird ein Dreijahreszeitraum der Jahre 2011 bis 2013 
den Berechnungen zugrunde gelegt. Dabei werden die Werte pro Einwohner betrachtet (ebenfalls 
ausgehend von der durchschnittlichen Einwohnerzahl der Jahre 2011 bis 2013).  

Um anhand der Steuereinnahmekraft als finanzschwach zu gelten, muss die Steuereinnahmekraft 
der Kommune (bei den Landkreisen die diesen zugerechnete Steuereinnahmekraft der kreisan-
gehörigen Gemeinden) um 10 Prozent hinter der durchschnittlichen Steuereinnahmekraft aller 
Kommunen derselben Gruppe zurückbleiben. Für Gemeinden unter 7.500 Einwohnern liegt der 
anzuwendende Prozentsatz aufgrund der geringeren Verwaltungskraft (vgl. Kommunalbericht 
2013 des Präsidenten des hessischen Rechnungshofes - Überörtliche Prüfung kommunaler Kör-
perschaften, Fünfundzwanzigster Zusammenfassender Bericht, S. 66 und 74 ff.) dieser Kom-
munen bei nur 5 Prozent. Unter Anwendung dieses Kriteriums ergeben sich für Hessen 244 
Kommunen, die als finanzschwach im Sinne des § 1 Satz 1 KInvFG gelten.  

Mit dem zweiten Kriterium, den registrierten Arbeitslosen nach § 16 SGB III, wird dasselbe 
Kriterium herangezogen, das auch der Bund bei der Verteilung der Fördermittel des Kommunal-
investitionsförderungsfonds auf die Länder berücksichtigt hat. Dieses Kriterium wird bei den 
Kommunen angewandt, die unter Anwendung des ersten Kriteriums der Steuereinnahmekraft 
nicht als finanzschwach einzustufen sind. Hierzu wird die Anzahl an registrierten Arbeitslosen 
pro Kommune je 1.000 Einwohner innerhalb eines Dreijahreszeitraums berechnet und aus dieser 
ein Durchschnittswert für die jeweilige Gruppe gebildet (den Landkreisen werden die Arbeitslo-
senzahlen ihrer kreisangehörigen Gemeinden zugerechnet). Als überdurchschnittliche Belastung 
für die Kommune gilt ein Überschreiten dieses Durchschnittswerts der jeweiligen Gruppe um 
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mindestens 20 Prozent. In diesem Fall ist das Kriterium erfüllt und die Kommune wird - ohne 
das erste Kriterium zu erfüllen - als finanzschwach qualifiziert. Unter Anwendung dieses Krite-
riums gelten fünf weitere Kommunen als finanzschwach im Sinne des § 1 Satz 1 KInvFG. 

Bei der Anwendung des additiven sozioökonomischen Kriteriums sind in einem weiteren Schritt 
die Kommunen auf eine ggf. bestehende Abundanz im Dreijahreszeitraum 2012 bis 2014 zu 
untersuchen. Eine Gemeinde, die in jedem Jahr des Dreijahreszeitraums abundant war, kann 
nicht als finanzschwach bezeichnet werden, da sie durch ihre weit überdurchschnittliche Fi-
nanzkraft ausreichende Mittel zur Verfügung hat, um ihre Belastungen zu tragen. Durch dieses 
Negativkriterium entfällt die Antragsberechtigung für eine Kommune. 

Die Verteilung der Förderkontingente des Bundesprogramms erfolgt sodann unter den antrags-
berechtigten Kommunen nach gewichteten Einwohnern unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Steuereinnahmekraft (unter doppelter Gewichtung der Einwohner der kreisfreien Städte). Aus-
gangspunkt für die Einwohnergewichtung ist eine Steuereinnahmekraft von 90 Prozent der 
durchschnittlichen Steuereinnahmekraft der jeweiligen kommunalen Gruppe für die Jahre 2011 
bis 2013. Liegt die Steuereinnahmekraft der Kommune unter diesem Wert, werden ihre Ein-
wohner (Durchschnitt der Einwohnerzahlen der Jahre 2011 bis 2013) prozentual höher gewich-
tet. Spiegelbildlich werden die Einwohner entsprechend niedriger gewichtet, wenn ihre durch-
schnittliche Steuereinnahmekraft die 90-Prozent-Schwelle überschreitet. Dies ist in der Gruppe 
der Gemeinden unter 7.500 Einwohnern möglich und bei einer Antragsberechtigung aufgrund 
des sozioökonomischen Kriteriums der Fall. 

Ebenso verteilen sich die Kontingente zur Komplementärfinanzierung des Bundesprogramms 
(Programmteil Komplementärfinanzierung Bundesprogramm). Die Komplementärfinanzierung 
wird auf volle 1.000 Euro aufgerundet. 

Im Rahmen des Landesprogramms sind grundsätzlich alle hessischen Kommunen antragsberech-
tigt; eine Ausnahme stellt der Programmteil Krankenhäuser dar.  

Die Verteilung der Förderkontingente in Höhe von 345 Millionen Euro im Programmteil Kom-
munale Infrastruktur erfolgt zu 50 Prozent nach der durchschnittlichen Einwohnerzahl der Jahre 
2011 bis 2013 (unter doppelter Gewichtung der Einwohner der kreisfreien Städte). Die zweite 
Hälfte wird zunächst auf die sieben kommunalen Gruppen anhand der durchschnittlichen Einwoh-
nerzahl der Jahre 2011 bis 2013 verteilt (unter doppelter Gewichtung der Einwohner der kreisfrei-
en Städte). Die Berechnung zur Verteilung erfolgt ausgehend von der relativen Steuereinnahme-
kraft der Kommune im Vergleich zur jeweiligen Gruppe. Die Steuereinnahmekraft der steuer-
stärksten Kommune einer Gruppe wird mit 100 Prozent gewichtet. Von diesem Wert als Aus-
gangsbasis wird die relative Steuereinnahmekraft der anderen Kommunen in der Gruppe entspre-
chend höher gewichtet, wobei die bereits im Rahmen des Bundesprogramms antragsberechtigten 
Kommunen einen hälftigen Abschlag auf die so ermittelte Steuereinnahmekraft erhalten. Anhand 
dieses Rechenwertes wird das Kontingent auf die einzelnen Kommunen einer Gruppe verteilt.  

Ein eigenes Förderkontingent in Höhe von 25 Millionen Euro steht im Rahmen des Programm-
teils Kommunale Infrastruktur für die Kommunen zur Verfügung, in denen ein Standort zur 
Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird. Dieses zusätzliche Förderkontingent soll be-
darfsgerecht unter diesen Kommunen verteilt werden.  

Die Vorschrift regelt des Weiteren die Antragsberechtigung der Krankenhausträger. Zur struk-
turellen Verbesserung der Krankenhauslandschaft ist für diese ein Fördervolumen von 75 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Das Hessische Ministerium für Soziales und Integration hat höchst 
prioritäre Maßnahmen ausgewählt, die mit diesem Fördervolumen umgesetzt werden sollen. 
Diese Maßnahmen waren bereits für eine Förderung im Rahmen der früheren Bauprogramme 
angemeldet und konnten wegen der Umstellung auf die Pauschalförderung nicht mehr im Wege 
der Einzelbewilligung realisiert werden. Bei den vom hessischen Ministerium für Soziales und 
Integration ausgewählten Maßnahmen handelt es sich entweder um unverzichtbare Notfallstand-
orte außerhalb der Ballungsräume oder Spezialkliniken mit überregionaler Bedeutung. 

Den Antragsberechtigten werden das Landeskontingent sowie die Komplementärfinanzierung im 
Bundesprogramm im Darlehenswege über die Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WI-
Bank) zur Verfügung gestellt. 

Abs. 2 regelt die Zusammensetzung des gesamten Fördervolumens und Abs. 3 die betragsmäßi-
ge Verteilung des KIP auf die einzelnen Programmteile. 

Abs. 4 benennt die gesetzlichen Bestimmungen, die den Programmen zugrunde liegen und nach 
denen sich die Gewährung der Förderkontingente richtet. Im Rahmen des Bundesprogramms 
sind die Vorschriften des KInvFG sowie der dazu ergangenen Verwaltungsvereinbarung zu be-
achten. Die genauen Bedingungen für die Inanspruchnahme des Landesprogramms sowie des 
Bundesprogramms werden zudem in einer Förderrichtlinie des Hessischen Ministeriums der Fi-
nanzen sowie im Programmteil Wohnraum in einer Förderrichtlinie des Hessischen Ministe-
riums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und im Programmteil 
Krankenhäuser in einer Förderrichtlinie des Hessischen Ministerium für Soziales und Integra-
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tion geregelt. Bei der Erarbeitung der Förderrichtlinien erfolgt eine Einbindung der kommuna-
len Spitzenverbände. 
 
Zu § 2 
Abs. 1 enthält eine Ermächtigung des Finanzministeriums, die WIBank mit der Finanzierung 
und Abwicklung der Programme beauftragen zu dürfen.  

Nach Abs. 2 erhalten die am Bundesprogramm antragsberechtigten Kommunen die Offerte, an 
einem Komplementärfinanzierungsdarlehensprogramm der WIBank teilzunehmen. Zudem wird 
auf diese Weise sichergestellt, dass die antragsberechtigten Kommunen den Eigenanteil erbrin-
gen können. Die Zinsen für die Komplementärfinanzierungsdarlehen des Bundesprogramms 
trägt das Land. Die Darlehenslaufzeit beträgt zehn Jahre. 

Nach Abs. 3 beträgt die Darlehenslaufzeit für die übrigen Programmteile 30 Jahre. Darlehens-
nehmer sind die Antragsberechtigten (Kommunen und Krankenhausträger). Im Programmteil 
Kommunale Infrastruktur übernimmt das Land zu 80 Prozent die Tilgung der Darlehen aus dem 
Landeshaushalt; bei den Kommunen verbleiben 20 Prozent der Tilgung. Im Programmteil 
Krankenhäuser übernimmt das Land 2/3 der Tilgungsleistung, bei den Krankenhausträgern ver-
bleibt 1/3. In den Programmteilen Wohnraum und Komplementärfinanzierung Bundesprogramm 
erfolgt die Tilgung durch die Darlehensnehmer. 

Der Zinsdienst für die Darlehen der Programmteile Kommunale Infrastruktur und Krankenhäuser 
wird für die ersten zehn Jahre durch den Landeshaushalt übernommen. Ab dem elften Jahr tragen 
die Kommunen und die Krankenhausträger die Zinsen. Für die Jahre elf bis zwanzig wird den 
Kommunen und den Krankenhausträgern auf Antrag 1 Prozent Zinszuschuss vom Land bewilligt 
sowie den Kommunen zusätzlich 1 Prozent Zinszuschuss aus dem Landesausgleichsstock. 
 
Zu § 3 
Die Vorschrift regelt die Darlehensinanspruchnahme und Antragsberechtigung im Programmteil 
Wohnraum. Zusätzlich zu den Kommunen sind in diesem auch kommunalersetzende Maßnah-
menträger unmittelbar antragsberechtigt. Hierunter fallen neben kommunalen Wohnungsunter-
nehmen auch Wohnungsunternehmen sowie Dritte, die von der Kommune beauftragt wurden. 
Den Zinsdienst für die Darlehen in diesem Programmteil trägt das Land für die ersten zehn Jah-
re. Für die weiteren zwanzig Jahre sind keine Finanzierungshilfen des Landes vorgesehen. 
 
Zu § 4 
Die Vorschrift bestimmt die Landesförderbereiche. Vorrangig sollen mit den Kontingenten des 
Landesprogramms erforderliche Investitionen im pflichtigen Bereich durchgeführt werden. Das Ins-
trument des Pauschalmittelabrufs dient dazu, den bestehenden Instandhaltungsstau schnell und un-
bürokratisch abzubauen und so eine schnelle Wirkung des Landesprogramms sicherzustellen. Ein-
richtungen, die durch Gebühren oder Beiträge vollständig zu finanzieren sind, werden in beiden 
Programmen nicht gefördert. Die längere Umsetzungsfrist im Landesprogramm dient dazu, den 
Planungs-, Umsetzungs- und Abrechnungszeitraum für die Kommunen zu verlängern und somit si-
cherzustellen, dass das Geld nicht übereilt investiert werden muss. Zudem kann es den Kommunen 
so ermöglicht werden, sofern es zu zeitlichen Problemen bei der Abnahme von Maßnahmen im 
Bundesprogramm kommt, diese ins Landesprogramm zu transferieren. Die Fristen gelten nicht für 
den Programmteil Wohnraum. In diesem gilt abweichend für den Maßnahmenbeginn der 31. De-
zember 2018. Des Weiteren regelt die Vorschrift das generelle Verbot der Doppelförderung von 
Maßnahmen. Das Doppelförderungsverbot gilt nicht für den Programmteil Wohnraum. Die Kran-
kenhausträger können die ihnen zufließenden Mittel aus der Pauschalförderung des Hessischen 
Krankenhausgesetzes 2011 zur Tilgung der Darlehen und zur Zinszahlung verwenden. 
 
Zu § 5 
Die Vorschrift regelt das Bewilligungsverfahren, die Antragsberechtigung sowie die Zuständig-
keiten. Die Kontingente sollen durch die Anmeldung von förderfähigen Maßnahmen bis zum 
30. Juni 2016 vollständig belegt sein. Die Frist gilt nicht im Programmteil Wohnraum. 
 
Zu § 6 
Von den Kommunen wird ein Verwendungsnachweis verlangt, dessen genaue Ausgestaltung 
sich aus den Förderrichtlinien unter Beachtung der Bestimmungen der Verwaltungsvereinbarung 
ergibt. Das Verwendungsnachweisverfahren wird mit dem Hessischen Rechnungshof abge-
stimmt; dabei wird ein vereinfachtes Verwendungsnachweisverfahren angestrebt. 

Die Übersendung des Verwendungsnachweises erfolgt für das Bundesprogramm sowie das Lan-
desprogramm im Programmteil Kommunale Infrastruktur über die WIBank als Vorprüfungsstel-
le an das Hessische Ministerium der Finanzen, im Programmteil Krankenhäuser nach Vorprü-
fung der WIBank an das für Soziales zuständige Ministerium sowie im Programmteil Wohn-
raum an das für Klimaschutz zuständige Ministerium. 
 
Zu § 7 
Abs. 1 der Vorschrift regelt den Fall, dass ein vollständiger Mittelabfluss möglicherweise nicht 
bei allen Antragsberechtigten zu realisieren ist. Insbesondere wenn einzelne Antragsberechtigte 
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nicht in der Lage sind, die Ihnen zustehenden Mittel vollständig zweckentsprechend zu verwen-
den, muss die Möglichkeit bestehen, die nicht benötigten Mittel Kommunen zur Verfügung zu 
stellen, die sie zusätzlich benötigen. Die Entscheidung hierüber trifft im Programmteil Kommu-
nale Infrastruktur und im Bundesprogramm hinsichtlich des Bundeszuschusses sowie bezüglich 
der Komplementärfinanzierung das für Finanzen zuständige Ministerium. 

Mit der Regelung in Abs. 2 wird sichergestellt, dass nicht zweckentsprechend verwendete Mit-
tel von den Begünstigten zurückgefordert werden; diese Mittel können für andere Maßnahmen 
erneut verwendet werden, um das Fördervolumen insgesamt nicht zu schmälern. Dessen unge-
achtet gelten die Fristen in den beiden Programmteilen. 
 
Zu § 8 
Die Vorschrift regelt die Berichtspflicht der Begünstigten.  
 
Zu § 9 
Abweichend von § 41 Finanzausgleichgesetz (FAG) in der Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I 
S. 310), aufgehoben durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), soll bei der Verteilung 
der Darlehen im Landesprogramm in den Programmteilen Krankenhäuser und Wohnraum an die 
antragsberechtigten Krankenhäuser und Kommunen nicht deren finanzielle Leistungsfähigkeit 
ausschlaggebend sein. Die Verteilung erfolgt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes. Im Pro-
grammteil Kommunale Infrastruktur sind zwar alle Kommunen antragsberechtigt, die Verteilung 
der Förderkontingente erfolgt aber unter Berücksichtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit 
der Kommunen, insbesondere im Bundesprogramm; in diesem findet eine Auswahl der An-
tragsberechtigten anhand der Finanzschwäche statt. Bei der Verteilung des Kontingents, das für 
Investitionen von Kommunen vorbehalten ist, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von 
Flüchtlingen betrieben wird, werden die zusätzlichen Herausforderungen für die örtliche Ge-
meinschaft aufgrund der Erstaufnahmeeinrichtung oder deren Außenstelle berücksichtigt. 
 
Zu § 10 
Kommunen dürfen nach geltender Rechtslage Kredite nur für Investitionen, Investitionsförde-
rungsmaßnahmen und zur Umschuldung aufnehmen. Deshalb wäre die Verwendung der Kredite 
aus dem Landesprogramm für Erhaltungsmaßnahmen und für geringwertige Anschaffungen nicht 
zulässig. Da es sich bei den Mitteln des Landesprogramms ausschließlich um Kreditmittel handelt 
und Erhaltungsaufwand sowie geringwertige Wirtschaftsgüter förderfähig sind, muss im kommu-
nalen Haushaltsrecht diese Finanzierungsmöglichkeit ausdrücklich geschaffen werden. Dies sieht 
Abs. 1 vor. Für die haushaltstechnische Abwicklung werden für die Tilgungsanteile des Landes 
bilanzielle Sonderposten gebildet. Im Interesse einer über die Laufzeit der Kredite gleichmäßigen 
jährlichen Haushaltsbelastung können die Maßnahmen und die Sonderposten im Landesprogramm 
Programmteil Kommunale Infrastruktur zudem abweichend von den allgemein geltenden Ab-
schreibungsregeln jeweils einheitlich über 30 Jahre abgeschrieben und aufgelöst werden.  

Nr. 5 der Konsolidierungsleitlinie des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 6. 
Mai 2010, StAnz 2010, S. 1470, sieht vor, dass eine Nettoneuverschuldung bei Kommunen mit 
anhaltend defizitärer Haushaltswirtschaft nicht genehmigungsfähig ist. Eine Ausnahme davon bil-
den Komplementärfinanzierungen bei Förderprogrammen für notwendige Investitionen. Die im 
Rahmen der Förderbereiche des Bundes- und Landesprogramms möglichen Investitionen könnten 
im Einzelfall von der Finanzaufsicht zumindest teilweise als nicht notwendig im Sinne der Konso-
lidierungsleitlinie qualifiziert werden und dadurch im ungünstigsten Fall zu Umplanungen, Mittel-
umschichtungen, Zeitverzug o.Ä. führen. Daher soll das Erfordernis der Kreditgenehmigung bei 
Einhaltung der förderfähigen Zwecke an die Zielsetzungen der Programme angepasst werden, so-
dass in Abs. 2 eine Genehmigungsfiktion vorgesehen ist, die zur Beschleunigung des Verfahrens 
beitragen soll. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen ist nach geltendem Recht in der Haushalts-
satzung festzusetzen und bedarf der aufsichtsrechtlichen Genehmigung. Die Darlehensverträge mit 
der WIBank gelten als von der Aufsichtsbehörde genehmigt. Darüber hinausgehende Kreditverträ-
ge bedürfen weiterhin der aufsichtsrechtlichen Genehmigung.  
 
Zu § 11 
Die Vorschrift dient der Klarstellung hinsichtlich der umfassenden Prüfungsreche des Hessi-
schen Rechnungshofes, des Bundesrechnungshofes und der Rechte des Präsidenten des Hessi-
schen Rechnungshofes - Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften. 
 
Zu § 12 
Die Befristung ergibt sich aus der Laufzeit des Darlehensprogramms von bis zu 30 Jahren. Um 
etwaige Abschlussarbeiten nach Beendigung der Darlehenslaufzeit zum 31. Dezember 2049 im 
Laufe des Jahres 2050 auf Grundlage des Gesetzes noch gewährleisten zu können, wurde eine 
Befristung des Gesetzes bis 31. Dezember 2050 vorgesehen.  
 
Zu Art. 2 
§ 9 des Gesetzes zur Stärkung der Investitionstätigkeit von Kommunen und Krankenhausträgern 
durch ein Kommunalinvestitionsprogramm regelt die Nichtanwendbarkeit des § 41 FAG in der 
Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I S. 310), aufgehoben durch Gesetz vom 23. Juli 2015 
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(GVBl. S. 298) in den Programmteilen Krankenhäuser und Wohnraum sowie im Programmteil 
Kommunale Infrastruktur bei der Verteilung des Förderkontingents, das Kommunen vorbehalten 
ist, in denen ein Standort zur Erstaufnahme von Flüchtlingen betrieben wird. Das FAG wurde 
mit Gesetz vom 23. Juli 2015 neu gefasst, sodass sich der vorherige § 41 FAG inhaltlich ab 
dem 1. Januar 2016 in § 56 FAG in der Fassung vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), geändert 
durch dieses Gesetz, wiederfindet. 
 
Zu Art. 3 
 
Zu Nr. 2 
Durch die Neufassung des Achten und Neunten Teils des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 
(HKHG 2011) entfällt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 dessen § 37. Sein Regelungsgehalt fin-
det sich dann in § 31 HKHG 2011. Das Finanzausgleichsgesetz (FAG) wurde dementsprechend 
angepasst.  
 
Zu Nr. 5 Buchst. b 
Mit der Aufnahme des Satzes 2 in § 58 Abs. 4 FAG wird eine Rechtsgrundlage geschaffen, 
nach der Zuweisungen für Zinsdiensthilfen aus dem Landesausgleichsstock an die Begünstigten 
des Programmteils Kommunale Infrastruktur im Landesprogramm gewährt werden können. 

Im Übrigen werden die Fundstellen der durch dieses Gesetz geänderten Gesetze und Verord-
nungen im FAG aktualisiert. 
 
Zu Art. 4 
Zur Bestimmung der Umlagegrundlagen für die Verbandsumlage wird in § 52 Satz 1 FAG auf 
§ 14 Abs. 2 des Gesetzes über den Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV-Gesetz) verwiesen. 
§ 14 Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes verweist seinerseits auf das FAG vom 23. Juli 2015 (GVBl. 
S. 298). Das FAG wird in Art. 2 dieses Gesetzes geändert, sodass § 14 Abs. 1 Satz 1 LWV-
Gesetz zu aktualisieren ist. 
 
Zu Art. 5 
Zur Bestimmung der Umlagegrundlagen für die Verbandsumlage wird in § 53 Abs. 1 FAG auf 
§ 18 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main verwiesen. § 18 Satz 1 dieses 
Gesetzes verweist seinerseits auf das FAG vom 23. Juli 2015. Das FAG wird in Art. 2 dieses 
Gesetzes geändert, sodass § 18 Satz 1 des Gesetzes über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-
Main zu aktualisieren ist. 
 
Zu Art. 6 
Art. 6 betrifft die Vorschrift über die Kreisumlage in § 53 Abs. 2 Satz 1 der Hessischen Land-
kreisordnung (HKO). Dieser verweist seinerseits auf das FAG vom 23. Juli 2015. Das FAG 
wird in Art. 2 dieses Gesetzes geändert, sodass § 53 Abs. 2 Satz 1 HKO zu aktualisieren ist. 
 
Zu Art. 7 
Für die Veranschlagung der Krankenhausumlage wird in § 51 Abs. 1 Satz 1 FAG auf § 31 des 
Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 verwiesen. § 31 Satz 1 dieses Gesetzes verweist seiner-
seits auf § 38 des Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I S. 310), 
aufgehoben durch Gesetz vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298). Das FAG wird in Art. 2 dieses 
Gesetzes geändert, sodass § 14 Abs. 1 Satz 1 LWV-Gesetz zu aktualisieren ist. 
 
Zu Art. 8 
 
Zu Nr. 1 
§ 1 der Hessischen Ausführungsverordnung zum Gemeindefinanzreformgesetz verweist auf das 
FAG vom 23. Juli 2015. Das FAG wird in Art. 2 dieses Gesetzes geändert, sodass § 1 der Hes-
sischen Ausführungsverordnung zum Gemeindefinanzreformgesetz zu aktualisieren ist. 
 
Zu Nr. 2 
§ 3 Abs. 4 Satz 1 der Hessischen Ausführungsverordnung zum Gemeindefinanzreformgesetz ver-
weist auf § 46a des Finanzausgleichgesetzes. Durch die Neufassung des Finanzausgleichsgesetzes 
zum 1. Januar 2016 entfällt der § 46a. Sein Regelungsgehalt findet sich dann in § 62 FAG. 
 
Zu Art. 9 
Das Hessische Sonderinvestitionsprogrammgesetz schließt die Anwendbarkeit von § 56 des FAG 
in der Fassung vom 23. Juli 2015 aus. Das FAG wird in Art. 2 dieses Gesetzes geändert, sodass 
der Verweis in § 7 des Hessischen Sonderinvestitionsprogrammgesetzes zu aktualisieren ist. 
 
Zu Art. 10 
Im Zusammenhang mit der zusätzlichen Zinsdiensthilfe aus dem Landesausgleichsstock verweist 
§ 1 Abs. 4 Satz 1 des Schutzschirmgesetzes auf § 58 Abs. 4 FAG in der Fassung vom 23. Juli 
2015. § 58 Abs. 4 FAG wird in Art. 2 dieses Gesetzes geändert, sodass § 1 Abs. 4 Satz 1 des 
Schutzschirmgesetzes zu aktualisieren ist. 
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Zu Art. 11 
Da durch dieses Gesetz eine Rechtsverordnung (Art. 8) geändert wird, ist aus formalen Grün-
den ein Zuständigkeitsvorbehalt (sog. Entsteinerungsklausel) aufzunehmen. 
 
Zu Art. 12 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.  
 
 
Wiesbaden, 15. September 2015  
  
Für die Fraktion  
der CDU 
Der Parlam. Geschäftsführer: 
Bellino 

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Parlam. Geschäftsführerin: 
Dorn 

 
 
 
 
 
Anlage 








 




























   
   
      
   

   
   
   
   
      
      
   
      
      
      
   
   
   
      
   
      
      
      
   
   
      
      
   

   
   
   
   
   
   










 




























   
      
      
   
      
      
   
   
   
      
   
   
      
   
   
      
   
   

   
   
      
   
   
   
   
   
   
   
   
      
      
   
   










 




























   
   
   
   
   
   
   
   
   
   
   
      
   
   

   
      
      
   
   
      
      
      
      
      
   
      
   
   
      
   
      
   
   
      










 




























   
   
   
   
   
      
   
      
      
      

   
   
   
   
      
      
   
   
      
   
   
   
   

      
      
      
   
   
      
      
   
      
      










 




























      
      
   
      
      
      

   
      
   
   
      
   
      
      
      
   
      
      
      
   

   
   
      
   
      
      
   
      
   
   
      
   
   










 




























      
   
   
   
   

   
   
      
   
      
      
   
      
      
   
      
      
   
   
   
   
      
      
   
      
   
   
   
   
      
   

      
      










 




























   
   
   
      
      
   
      
   
      
      
   
      
      
      
   
      
   

   
   
   
      
   
   
      
   
   
   
   
   
   
      
   
   
      










 




























   
      
      
   
   
      
      

      
      
   
   
      
      
   
      
      
   
      
      
   
   
      
      
      
      
      
      

   
      
      
      
   
   










 




























   
      
      
   
      
      
      
   
   
      
      
      
   
   
   
      
      

      
      
      
      
      
      
      
      
   
   
      
      
      
   
      
      
      










 




























      
   
   

      

      
   
   
      
      
      
   
   
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
   
      
   
      
   
      

   
      
      
      










 




























      
      
   
      
      
   
      
   
      
      
   
   
   
      
      
      
      

   
      
      
   
      
   
      
      
   
      
      
      
      
      
      
   
      










 




























   
      
      
   
      
      
      
      
      
      
      
      
      

      
      
      
      
      
      
      
      
   
      
      
      
   
   
   
      
      
      
      
      
      










 




























      
      
      
   
      
      
      

      
   
      
      
   
      
   
      
   
      
      
      
      
      
   
      
      
      
      
      
   
      
   

      
      
   










 




























      
   
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      
      

    




